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tionen weiterzuführen und gleichzeitig konkrete Tschernobyl
betreffende Programme und Projekte durchzuführen;

16. ersucht den Koordinator der Vereinten Nationen für
die internationale Zusammenarbeit zu Gunsten von Tscher-
nobyl, in Zusammenarbeit mit den Regierungen Belarus’, der
Russischen Föderation und der Ukraine seine Tätigkeit im
Hinblick auf die Organisation einer weiteren Studie über die
gesundheitlichen, ökologischen und sozioökonomischen Fol-
gen der Katastrophe von Tschernobyl fortzusetzen, im Ein-
klang mit den Empfehlungen des Tschernobyl-Forums, und
die Bereitstellung von Informationen an die örtliche Bevölke-
rung zu verbessern;

17. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung unter einem geson-
derten Unterpunkt einen Bericht vorzulegen, der eine umfas-
sende Bewertung der Durchführung aller Aspekte dieser Re-
solution enthält.

RESOLUTION 62/10

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 26. November 2007,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/62/L.15 und Add.1, eingebracht von: Ägypten, Algerien, Äqua-
torialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Bahamas,
Belarus, Benin, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien,
Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Deutsch-
land, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, Eritrea, Gambia, Ghana, Guatemala,
Honduras, Indonesien, Irak, Israel, Jemen, Jordanien, Kambo-
dscha, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Komoren, Kroatien, Ku-
wait, Lesotho, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar,
Malawi, Mali, Marokko, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Montenegro,
Nepal, Nicaragua, Nigeria, Oman, Österreich, Pakistan, Para-
guay, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen,
Sambia, Samoa, Senegal, Simbabwe, Somalia, St. Kitts und Ne-
vis, Südafrika, Tadschikistan, Thailand, Tschad, Tunesien, Tür-
kei, Turkmenistan, Vanuatu, Vereinigte Republik Tansania, Viet-
nam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

62/10. Welttag der sozialen Gerechtigkeit
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf den Weltgipfel für soziale Entwick-
lung, der vom 6. bis 12. März 1995 in Kopenhagen abgehal-
ten wurde, und auf die vierundzwanzigste Sondertagung der
Generalversammlung „Weltgipfel für soziale Entwicklung
und der Weg danach: Soziale Entwicklung für alle in einer
zunehmend globalen Welt“, die vom 26. Juni bis 1. Juli 2000
in Genf stattfand,

bekräftigend, dass die Kopenhagener Erklärung über so-
ziale Entwicklung und das Aktionsprogramm30 sowie die von
der Generalversammlung auf ihrer vierundzwanzigsten Son-
dertagung verabschiedeten Weiteren Initiativen für die sozia-

le Entwicklung31 den grundlegenden Rahmen für die Förde-
rung der sozialen Entwicklung für alle auf einzelstaatlicher
und internationaler Ebene bilden,

unter Hinweis auf die Verpflichtung, auf den Grundsätzen
der Gerechtigkeit, Fairness, Demokratie, Partizipation,
Transparenz, Rechenschaftspflicht und Einbeziehung aller
aufbauende nationale und globale Wirtschaftssysteme zu för-
dern,

in Bekräftigung der im Ergebnis des Weltgipfels 2005
zum Ausdruck gebrachten Entschlossenheit, im Rahmen der
Anstrengungen zur Erreichung der Millenniums-Entwick-
lungsziele eine produktive Vollbeschäftigung und eine men-
schenwürdige Arbeit für alle, namentlich für Frauen und jun-
ge Menschen, zu einem zentralen Ziel der einschlägigen na-
tionalen und internationalen Politiken sowie nationalen Ent-
wicklungsstrategien, namentlich der Armutsbekämpfungs-
strategien, zu machen32,

1. erkennt an, dass soziale Entwicklung und soziale
Gerechtigkeit für die Herbeiführung und Wahrung von Frie-
den und Sicherheit innerhalb der Nationen und zwischen ih-
nen unerlässlich sind und dass andererseits ohne Frieden und
Sicherheit und ohne Achtung vor allen Menschenrechten und
Grundfreiheiten soziale Entwicklung und soziale Gerechtig-
keit nicht zustande kommen können;

2. erkennt außerdem an, dass ein breites und nachhalti-
ges Wirtschaftswachstum im Kontext einer nachhaltigen Ent-
wicklung notwendig ist, um sozialer Entwicklung und sozia-
ler Gerechtigkeit Bestand zu verleihen;

3. erkennt ferner an, dass die Globalisierung und die
Interdependenz durch Handel, Investitionen, Kapitalströme
und technologischen Fortschritt, namentlich in der Informa-
tionstechnik, neue Chancen für das Wachstum der Weltwirt-
schaft, die Entwicklung und die Verbesserung des Lebens-
standards auf der ganzen Welt mit sich bringen, dass aber
gleichzeitig ernste Herausforderungen bestehen bleiben, na-
mentlich schwere Finanzkrisen, Unsicherheit, Armut, Aus-
grenzung und Ungleichheit innerhalb der Gesellschaften und
zwischen den Nationen, und dass für die Entwicklungsländer
sowie für einige Transformationsländer noch immer erhebli-
che Hindernisse im Hinblick auf ihre weitere Integration in
die Weltwirtschaft und ihre volle Teilhabe an ihr bestehen;

4. ist sich dessen bewusst, dass die Anstrengungen der
internationalen Gemeinschaft zur Armutsbeseitigung sowie
zur Förderung der Vollbeschäftigung und einer menschen-
würdigen Arbeit, der Gleichstellung der Geschlechter und des
Zugangs aller Menschen zu gesellschaftlichem Wohlstand
und zu Gerechtigkeit weiter verstärkt werden müssen;

5. beschließt, dass der 20. Februar ab der dreiundsech-
zigsten Tagung der Generalversammlung jedes Jahr als Welt-
tag der sozialen Gerechtigkeit begangen wird;

30 Report of the World Summit for Social Development, Copenhagen, 6–
12 March 1995 (United Nations publication, Sales No. E.96.IV.8),
Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/wirtsozentw/socsum/socsum1.htm.

31 Resolution S-24/2, Anlage.
32 Siehe Resolution 60/1, Ziff. 47.
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6. bittet alle Mitgliedstaaten, diesen besonderen Tag
mit konkreten Aktivitäten auf nationaler Ebene zur Förderung
der Ziele und Zielsetzungen des Weltgipfels für soziale Ent-
wicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Ge-
neralversammlung zu begehen.

RESOLUTION 62/11

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 26. November 2007,
ohne Abstimmung, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs
A/62/L.16 und Add.1, eingebracht von: Angola, Argentinien, Ar-
menien, Australien, Belgien, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Dä-
nemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Maze-
donien, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Isra-
el, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta,
Moldau, Montenegro, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen,
Portugal, Rumänien, Russische Föderation, Serbien, Sierra Leo-
ne, Simbabwe, Singapur, Slowenien, Spanien, Thailand, Tsche-
chische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien
und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zypern.

62/11. Die konfliktfördernde Rolle von Diamanten: Zer-
schlagung der Verbindung zwischen dem illega-
len Handel mit Rohdiamanten und bewaffneten
Konflikten als Beitrag zur Verhütung und Beile-
gung von Konflikten

Die Generalversammlung,

in Anbetracht dessen, dass der Handel mit Konfliktdia-
manten nach wie vor ein ernstes Problem für die internationa-
le Gemeinschaft darstellt, das unmittelbar mit der Schürung
bewaffneter Konflikte, den Aktivitäten von Rebellenbewe-
gungen zur Untergrabung oder zum Sturz rechtmäßiger Re-
gierungen sowie dem unerlaubten Handel mit Rüstungsgü-
tern, insbesondere Kleinwaffen und leichten Waffen, und de-
ren Verbreitung in Verbindung gebracht werden kann,

sowie in Anbetracht der verheerenden Auswirkungen, die
durch den Handel mit Konfliktdiamanten geschürte Konflikte
auf den Frieden und die Sicherheit der Menschen in den be-
troffenen Ländern haben, und der bei solchen Konflikten be-
gangenen systematischen und schweren Menschenrechtsver-
letzungen,

ferner in Anbetracht der negativen Auswirkungen solcher
Konflikte auf die regionale Stabilität sowie der Verpflichtun-
gen, welche die Charta der Vereinten Nationen den Staaten
im Hinblick auf die Wahrung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit auferlegt,

daher anerkennend, dass unbedingt auch weiterhin Maß-
nahmen zur Eindämmung des Handels mit Konfliktdiaman-
ten getroffen werden müssen,

daran erinnernd, dass die Entfernung illegaler Diamanten
aus dem rechtmäßigen Handel das Hauptziel des Kimberley-
Prozesses ist,

eingedenk der Vorteile des rechtmäßigen Diamantenhan-
dels für die produzierenden Länder und unterstreichend, dass
weitere Maßnahmen auf internationaler Ebene getroffen wer-
den müssen, um zu verhindern, dass das Problem der Kon-
fliktdiamanten den rechtmäßigen Diamantenhandel beein-
trächtigt, der einen entscheidenden Beitrag zur Volkswirt-

schaft vieler Diamanten produzierender, ausführender und
einführender Staaten, insbesondere Entwicklungsländer, lei-
stet,

feststellend, dass die weitaus meisten der weltweit produ-
zierten Rohdiamanten rechtmäßiger Herkunft sind,

unter Hinweis auf die Charta sowie alle einschlägigen Re-
solutionen des Sicherheitsrats zum Thema Konfliktdiamanten
und entschlossen, zur Durchführung der in den genannten Re-
solutionen vorgesehenen Maßnahmen beizutragen und diese
zu unterstützen,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1459 (2003) des
Sicherheitsrats vom 28. Januar 2003, in der der Rat das Zerti-
fikationssystem des Kimberley-Prozesses33 als einen wertvol-
len Beitrag gegen den Handel mit Konfliktdiamanten nach-
drücklich unterstützte,

unter Begrüßung des wichtigen Beitrags des Kimberley-
Prozesses, der von den Diamanten produzierenden Ländern
Afrikas eingeleitet wurde,

in der Erkenntnis, dass die aus dem Kimberley-Prozess
gewonnenen Erkenntnisse für die Arbeit der Kommission für
Friedenskonsolidierung gegebenenfalls von Nutzen sind,
wenn sie die auf ihrer Tagesordnung stehenden Länder be-
handelt,

mit Befriedigung feststellend, dass die Anwendung des
Zertifikationssystems des Kimberley-Prozesses die Rolle von
Konfliktdiamanten bei der Förderung bewaffneter Konflikte
weiter einschränken hilft und dazu beitragen dürfte, den
rechtmäßigen Handel zu schützen und die wirksame Durch-
führung der einschlägigen Resolutionen über den Handel mit
Konfliktdiamanten sicherzustellen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/56 vom 1. De-
zember 2000, 56/263 vom 13. März 2002, 57/302 vom
15. April 2003, 58/290 vom 14. April 2004, 59/144 vom
15. Dezember 2004, 60/182 vom 20. Dezember 2005 und
61/28 vom 4. Dezember 2006, in denen sie dazu aufforderte,
Vorschläge für ein einfaches, wirksames und pragmatisches
internationales Zertifikationssystem für Rohdiamanten aus-
zuarbeiten und umzusetzen und dieses regelmäßig zu über-
prüfen,

in diesem Zusammenhang begrüßend, dass das Zertifika-
tionssystem des Kimberley-Prozesses so angewandt wird,
dass es weder den rechtmäßigen Diamantenhandel behindert
noch die Regierungen oder die Industrie, insbesondere die
kleineren Produzenten, über Gebühr belastet noch die Ent-
wicklung der Diamantenindustrie behindert,

sowie begrüßend, dass die achtundvierzig Teilnehmer des
Kimberley-Prozesses, die vierundsiebzig Länder vertreten,
darunter die von der Europäischen Kommission vertretenen
siebenundzwanzig Mitgliedstaaten der Europäischen Union,
beschlossen haben, durch ihre Teilnahme an diesem Prozess
und die Anwendung des Zertifikationssystems des Kimber-

33 Siehe A/57/489.




